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(Nr. 13495.) Geſetz über die Aufhebung der für die Provinzen Hannover, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗ 
Naſſau und die Stadt Berlin geltenden Vorſchriften über die Gründung neuer An⸗ 
ſiedlungen und über die Einführung des Geſetzes vom 10. Augujt 1904 in Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein und Heſſen⸗Naſſau. Vom 23. Mai 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 


SER 
Aufgehoben werden: 

a) die Vorſchriften in Teil II SS 14 bis 21 des Geſetzes, betr. die Verteilung der öffentlichen 
Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz 
Hannover, vom 4. Juli 1887 (Geſetzſamml. S. 324); 

bp) die Vorſchriften in Teil II SS 13 bis 20 des Geſetzes, betr. die Verteilung der öffentlichen 
Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, vom 13. Juni 1888 (Geſetzſamml. S. 243); 

e) das Geſetz, betr. die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 
11. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 173) 

zu a bis e in der Faſſung des Ergänzungsgeſetzes vom 16. September 1899 
(Geſetzſamml. S. 497); 
d) das Geſetz, betr. die Gründung neuer Anſiedlungen im Herzogtum Lauenburg, vom 


4. November 1874 (Offizielles Wochenblatt S. 291). 


. 8 2. 

Das Geſetz, betr. die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 10. Auguſt 1904 
(Geſetzſamml. S. 227) in der Faſſung der Verordnung vom 6. Dezember 1918 (Geſetzſamml. S. 194) 
wird in den Provinzen Hannover, Heſſen-Naſſau und Schleswig⸗Holſtein eingeführt. In Schleswig⸗ 
Holſtein und Hannover kann als offener Weg (§ 14 des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904) auch eine 
Schiffahrtsſtraße angeſehen werden. 


8 3. 

Schwebende Anſiedlungsverfahren in den Provinzen Hannover, Heſſen-Naſſau und 
Schleswig⸗Holſtein werden nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 weiterbearbeitet. 
Verfahren, in denen gegen eine Entſcheidung der Genehmigungsbehörde ein Rechtsmittel eingelegt 
iſt, werden nach den alten Vorſchriften weiterbehandelt. Einmal erteilte Genehmigungen bleiben 
unberührt. 
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8 4. 
Die Vorſchriften des Geſetzes über die Genehmigung von Siedlungen nach § 1 des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes vom 1. März 1923 (Geſetzſamml. S. 49) bleiben unberührt. 


Artikel I 


8 5. 5 
Abſchnitt II des Geſetzes, betr. die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen 
und die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 25. Auguſt 1876 (Geſetzſamml. S. 405) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 16. September 1899 (Geſetzſamml. S. 497) wird für den Bereich der 
Stadtgemeinde Berlin (Geſetz vom 27. April 1920 — Geſetzſamml. S. 163 —) außer Kraft geſetzt. 


8 6. 

Eine polizeiliche Bauerlaubnis, die innerhalb des Bereichs der Stadtgemeinde Berlin ohne 
die erforderlich geweſene Anſiedlungsgenehmigung oder auf Grund einer unter Bezugnahme auf 
das Geſetz vom 10. Auguſt 1904 erteilten Anſiedlungsgenehmigung erlaſſen worden iſt, gilt als 
rechtswirkſam. 

87. 

Die bei Genehmigung von Anſiedlungen innerhalb des Bereichs der Stadt Berlin unter 
Bezugnahme auf 88 17, 17 a des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 erlaſſenen Leiſtungsbeſcheide gelten 
als rechtswirkſam. Bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängige Verfahren zur Erteilung der 
Anſiedlungsgenehmigung im Bereiche der Stadt Berlin gelten als erledigt. 

Das vorstehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 23. Mai 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13496.) Verordnung über die Wiederherſtellung eines abhanden gekommenen Grundbuchteils bei 
dem Amtsgerichte Grimmen, Grundbuch von Abtshagen Band I Blatt 41. Vom 
10. Mai 1930. . 


Gemäß 8 92 der Grundbuchordnung und Artikel 82 Abſ. 1 der Preußiſchen Verfaſſung wird 
folgendes verordnet: 


Im Grundbuche von Abtshagen Band I Blatt 41 (Amtsgericht Grimmen) iſt derjenige Teil 
des Beſtandsverzeichniſſes, der auf die Nummer 283 des Beſtandsverzeichniſſes folgt und der 
verloren gegangen iſt, auf Grund der Grundakten und der dabei befindlichen Tabelle wieder⸗ 
herzuſtellen. 


Die Wiederherſtellung erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. 
Berlin, den 10. Mai 1930. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 
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(Nr. 13497.) Verordnung zur Anderung des Grundvermögenſteuergeſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und der dazu ergangenen Anderungen. Vom 30. Mai 1930. 
Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit 
dem Ständigen Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 
8 1. 


(4) Von den im 8 2 Abſ. 1a des Grundvermögenſteuergeſetzes genannten bebauten Grund⸗ 
ſtücken wird vom 1. Juni 1930 ab ein Zuſchlag zur ſtaatlichen Grundvermögenſteuer in Höhe von 
100 vom Hundert zugunſten des Staates erhoben (ſtaatlicher Zuſchlag). 

(2) Soweit die Grundſtücke vom Steuerſchuldner zu eigenen Wohn- oder gewerblichen 
Zwecken benutzt werden, wird der ſtaatliche Zuſchlag 

a) bei Wohnräumen bis zur Höhe von 4 vom Hundert des Jahresfriedensmietwerts 

von 600 / in den Orten der Sonderklaſſe und der Ortsklaſſe A, 

von 500 „ in den Orten der Ortsklaſſe B, 
von 400 M in den Orten der Ortsklaſſe C, 
von 300 / in den Orten der Ortsklaſſe D; 

b) bei gewerblichen Räumen bis zur Höhe von 4 vom Hundert des Jahresfriedensmietwerts 
von 2400 / in den Orten der Sonderklaſſe und der Ortsklaſſe A, 
von 2000 % in den Orten der Ortsklaſſe B, 
von 1600 / in den Orten der Ortsklaſſe O, 
von 1200 / in den Orten der Ortsklaſſe D 
nicht erhoben. 

(8) Die Einreihung der Orte oder Ortsteile in die Ortsklaſſen beſtimmt ſich nach dem Orts⸗ 
klaſſenverzeichniſſe, das nach reichsgeſetzlicher Regelung für die Gewährung von Wohnungsgeld⸗ 

zuſchüſſen an die Reichsbeamten maßgebend iſt. 


8 2. 
(1) Die Befreiung oder Ermäßigung nach § 1 Abſ. 2 erfolgt auf Antrag des Steuerſchuldners. 
Der Antrag iſt bis zum 31. Dezember 1930 bei dem Vorſitzenden des Grundſteuerausſchuſſes 
zu ſtellen. A 
(2) Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden des Grundſteuerausſchuſſes find die Rechtsmittel 
des § 8 des Grundvermögenſteuergeſetzes gegeben. 


8 3. 
Die Erhebung des ſtaatlichen Zuſchlags erfolgt auf Grund öffentlicher Bekanntmachung. 
Dieſe Bekanntmachung hat einen Hinweis auf die Befreiungs⸗ und Ermäßigungsvorſchriften im 
§ 1 Abſ. 2, Ss 4 und 8 5 zu enthalten. 
8 4. 
Der ſtaatliche Zuſchlag iſt zu erlaſſen, wenn Mieträume ohne Verſchulden des Steuer⸗ 
ſchuldners leerſtehen. 
ö 1 8 5. 
Die Vorſchriften der SS 11 Abſ. 1, 13, 14, 15 Abſ. 1, 17 Abſ. 2 des Grundvermögenſteuer— 
geſetzes finden Anwendung. 
Artäkel II. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, den gemäß Artikel IT der Verordnung vom 
27. März 1929 (Geſetzſamml. S. 27) insgeſamt zu erſtattenden Steuerbetrag mit Zuſtimmung eines 
Ausſchuſſes des Landtags für die Zwecke der Förderung der Landwirtſchaft, der Forſtwirtſchaft, des 
Weinbaues und des Obſt- und Gartenbaues zu verwenden. 
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Artikel III. 
Artikel II des Geſetzes vom 29. März 1930 (Geſetzſamml. S. 46) zur Abänderung des 
Grundvermögenſteuergeſetzes wird aufgehoben. 366 
Artikel IV. 


Mit der Ausführung dieſer Verordnung wird der Finanzminiſter beauftragt. 


Arkikel V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1930 in Kraft. 


Berlin, den 30. Mai 1930. 


(Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13498.) Verordnung über die Regelung der geſetzlichen Miete. Vom 30. Mai 1930. 

Auf Grund des § 22 des Reichsmietengeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
20. Februar 1928 (Reichsgeſetzbl. I. S. 38) ſowie der SS 2 und 8 des Geſetzes über den Geld⸗ 
entwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Juni 
1926 (Reichsgeſetzbl. I. S. 251) wird für alle Gemeinden, für die keine andere Regelung getroffen 

wird, mit Wirkung vom 1. Juni 1930 folgendes angeordnet: 

() Der Vermieter ift berechtigt, den Zuſchlag, der zur ſtaatlichen Grundvermögenſteuer 
zugunſten des Staates erhoben wird, in Höhe von 100 vom Hundert der ſtaatlichen Grundvermögen⸗ 
ſteuer umzulegen. 

(2) Die Umlage hat nach dem Verhältniſſe der reinen Friedensmieten auf die ſelbſtändigen 
Wohnungen oder die ſelbſtändigen Räume anderer Art zu erfolgen. Hierbei ſind auch Räume zu 
berücksichtigen, für die nicht die geſetzliche Miete gezahlt wird, oder die nicht vermietet ſind. 


Berlin, den 30. Mai 1930. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Gitte Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13499.) Verordnung über den Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt. Vom 28. Mai 1930. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 in der Faſſung 
der Geſetze vom 8. Juli 1920, 9. Juni 1923 und 4. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1913 S. 225, 
1920 S. 385, 1923 S. 277 und 1924 S. 19) wird folgendes verordnet: f 

Der Satz, zu dem Hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. Juni 1930 ab 2½ vom 
Hundert jährlich. 


Berlin, den 28. Mai 1930. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Höpker Aſchoff. Schmidt. 

%%%%%%%%%ſſ0 %˙ͤVJVVVVTTTTVvTVbvfVTſcTVcTTVTſJVTTVTTTThThTTTTTTTVTT—T—TTT—VT—TV—TV—V—— RR 

Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminijterium, — Gedruckt von der Preußiſchen Druckerei und 


Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin. 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin WI, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,05 RM. vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlage und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


